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Ursachen, Prävention und Behandlung der Unfruchtbarkeit, Entwicklung 
und Auswirkungen von Fortpflanzungstechniken und Embryonenforschung 


Der Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
hat mit Schreiben vom 4. Mai 1988 die Große Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Die Bundesregierung hat sich bereits am 10. Februar 1988 mit 
Fragen der künstlichen Befruchtung beim Menschen befaßt und 
darauf hingewiesen, daß eine rein medizintechnische Behandlung 
bei ungewollter Kinderlosigkeit der vielschichtigen Problematik 
nicht gerecht wird. Sie warnt vor einer unkritischen Anwendung 
der neuen Methoden der Fortpflanzungsmedizin, deren Erfolgs- 
aussichten vielfach überbewertet und deren Risiken demgegen- 
über oft gering eingeschätzt werden. Dementsprechend sind in 
eine umfassende Beratung des kinderlosen Ehepaares sowohl 
diese Aspekte einzubeziehen wie auch Hilfen zur Akzeptanz 
ungewollter Kinderlosigkeit anzubieten. Aus Sorge vor einer Aus- 
uferung der Eingriffe in die Integrität des Menschen müssen 
Chancen und Risiken in diesem Bereich besonders sorgfältig 
abgewogen werden. Maßstäbe sind vor allem die Würde des 
Menschen, der Schutz des Lebens, das Kindeswohl und der 
Schutz von Ehe und Familie. 

Angesichts des Kummers und des Leides der Betroffenen, wenn 
sich der Wunsch nach einem Kind nicht erfüllt, und auch ange- 
sichts der belastenden Behandlungsverfahren müssen verstärkt 
Anstrengungen unternommen werden, den Ursachen von Sterili- 
tät und Infertilität nachzugehen und präventiv tätig zu werden. 
Die vielfältigen Ursachen gestörter Fruchtbarkeit weisen darauf 
hin, daß neben naturwissenschaftlicher Grundlagenforschung 
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auch sozialwissenschaftliche Aspekte zu berücksichtigen und 
Lebensweise und Umwelt von Bedeutung sind. Dort wo bereits 
heute ursächliche Zusammenhänge, die Fruchtbarkeitsstörungen 
hervorrufen können, bekannt sind, sollten Präventionsbemühun- 
gen, Information und Beratung, verstärkt werden. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die kritische Ausein- 
andersetzung mit diesen medizintechnischen Eingriffen am 
Lebensbeginn zu einer Bestätigung des Wertgefühls für unsere 
Fortpflanzungsfähigkeit und die Entstehung neuen Lebens führt. 
Sie plant, die hier in Rede stehenden Grundwerte auch durch 
gesetzliche Maßnahmen zu schützen. Dazu gehört der Entwurf 
eines Gesetzes zum Schutz von Embryonen, der in Kürze vorge- 
legt werden wird. Das Bundeskabinett hat auf seiner Sitzung am 
10. Februar 1988 hierzu inhaltliche Festlegungen getroffen. 
Danach sind Manipulationen am menschlichen Erbgut sowie die 
Verwendung von Embryonen zu Forschungszwecken strafrecht- 
lich zu verbieten. 

Bei der Beantwortung der Großen Anfrage konnte sich die Bun- 
desregierung nur zu einem geringen Teil auf im Rahmen der 
eigenen Zuständigkeit gewonnene Erkenntnisse stützen. 

Da keine umfassende Zuständigkeit des Bundes für das Gesund- 
heitswesen besteht und dem Bund insbesondere im Bereich der 
künstlichen Befruchtung eine gesundheitsrechtliche Zuständig- 
keit nicht zukommt, war die Bundesregierung bei der Abfassung 
der Antwortbeiträge auf Darstellungen und Angaben der Ober- 
sten Landesgesundheitsbehörden, der Wissenschaftlichen Fach- 
gesellschaften (Deutsche Gesellschaft für Andrologie, Deutsche 
Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe, Deutsche Gesell- 
schaft zum Studium der Fertilität und Sterilität) und der Zentralen 
Kommission als ständigem Ausschuß der Bundesärztekammer 
angewiesen. Detailfragen wurden mit Sachverständigen der 
Fachgebiete Endokrinologie, Psychosomatik und Humangenetik 
geklärt. Ferner wurden auch die Beratungsdienste der Kirchen, 
der freien Trägerschaften sowie Gruppierungen aus dem Bereich 
der Selbsthilfe um eine Stellungnahme gebeten. Die eingegange- 
nen Beiträge lassen jedoch nicht in allen Fällen eine erschöpfende 
Beantwortung der gestellten Fragen zu. 


A . Ausmaße, Ursachen und Prävention der Unfruchtbarkeit 

1. Welche Studien zur Häufigkeit von Unfruchtbarkeit in der Bundes- 
republik Deutschland sind der Bundesregierung bekannt, und 
welche Häufigkeiten des Auftretens von Unfruchtbarkeit bei Män- 
nern bzw. bei Frauen werden darin festgestellt? 

Es wird vorausgesetzt, daß nach ungewollter Unfruchtbarkeit 
gefragt ist. 

Studien zur Häufigkeit von ungewollter Unfruchtbarkeit i. Sinne 
von Feldstudien liegen in der Bundesrepublik Deutschland nicht 
vor. Nach Karmaus (WSI-Mitteilungen 3, S. 171 bis 178, 1987) 
wurden in Dänemark und in den USA einschlägige epidemiologi- 
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sehe Untersuchungen durchgeführt, nach denen etwa 14 bis 16 % 
aller verheirateten Paare unfruchtbar sind. Schätzungen, die 
durch einzelne Untersuchungen an den Universitäten Hamburg, 
München und Berlin bestätigt werden, gehen für die Bundesrepu- 
blik Deutschland ebenfalls von 10 bis 15% ungewollter Kinder- 
losigkeit bei Ehepaaren im reproduktionsfähigen Alter aus. 

Wie von Runnebaum (Gynäkologische Endokrinologie, Berlin 
1987) aufgrund einer Literaturanalyse mitgeteüt, hegen die Fer- 
tilitätsstörungen in etwa 45 % bei der Frau, in 40 % beim Mann 
und in 15 % ist die Ursache nicht erklärbar. Zu berücksichtigen ist, 
daß in einem Drittel aller Fälle ungewollter Kinderlosigkeit nicht 
nur bei der Frau, sondern gleichzeitig auch beim Mann Fertilitäts- 
störungen gefunden werden. 


2. Welche Definition von Unfruchtbarkeit liegen diesen Ergebnissen 
zu gründe, und wie ändern sich ggf. diese Angaben bei Anwen- 
dung einer anderen Definition von Unfruchtbarkeit? 

Die Definition der Unfruchtbarkeit bezieht sich auf den unerfüll- 
ten Kinderwunsch eines Paares in einem definierten Zeitraum und 
schließt weibliche Infertilität und Sterilität ein wie auch die herab- 
gesetzte oder absolute Zeugungsunfähigkeit des Mannes. 

Den unter A 1 angegebenen Schätzzahlen hegt für die Definition 
der Infertilität eine Zeitdauer von zwei Jahren zugrunde. Wird ein 
kürzerer Zeitraum zugrunde gelegt, nimmt der Anteil der Inferti- 
len zu. 

Die WHO definiert die Unfruchtbarkeit wie folgt: „Keine Konzep- 
tion innerhalb eines Jahres bei regelmäßigem Geschlechtsver- 
kehr." 


3. Existieren Untersuchungen, die für die Bevölkerung der Bundes- 
republik Deutschland eine mögliche Veränderung in der Häufig- 
keit der Unfruchtbarkeit in den letzten Jahrzehnten nachweisen 
oder widerlegen, und wenn ja, wie sehen diese Veränderungen 
aus, sind sie vom Geschlecht, von den Regionen, den ausgeübten 
Berufen oder anderen Parametern abhängig? 


Der zunehmende Kenntnisstand über eine Vielzahl von Einzelfak- 
toren weist auf die multifaktorielle Genese von Fruchtbarkeitsstö- 
rungen hin und verdeutlicht die gravierenden methodischen Pro- 
bleme von Studien in diesem Bereich. 

Umfassende Untersuchungen über die Veränderung der Häufig- 
keit von Unfruchtbarkeit sind in der Bundesrepublik Deutschland 
nicht bekannt. 

Allerdings zeigen Zahlen an kleinen Patientenkollektiven, daß in 
der Bundesrepublik Deutschland keine dramatischen Verände- 
rungen der Unfruchtbarkeit bzw. der Spermaquaütät in den letz- 
ten 20 Jahren eingetreten sind. Alle Untersuchungen sind jedoch 
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nicht repräsentativ. Insbesondere fehlen exakte Untersuchungen 
zur Frage des Einflusses des Berufs auf die Fertilität. 

In einer Analyse möglicher Veränderungen der Unfruchtbarkeit 
in den letzten Jahrzehnten müßte auch die zunehmende Anwen- 
dung kontrazeptiver Methoden Berücksichtigung finden. Ebenso 
verdient der Gesichtspunkt des steigenden Lebensalters bei der 
Realisierung des Kinderwunsches Beachtung. Die Fertilitätschan- 
cen sind insbesondere für die Frau wesentlich vom Alter abhän- 
gig, was von Relevanz sein dürfte, da das Lebensalter von Frauen 
bei der Geburt ihres ersten Kindes statistisch gesehen angestie- 
gen ist. 


4. Sind diese Untersuchungsergebnisse mit Studien verglichen wor- 
den, die in anderen Ländern, inbesondere Industrieländern, 
gemacht wurden, und wenn ja, mit welchem Ergebnis? 


Untersuchungen aus anderen Ländern, insbesondere Industrie- 
ländern, geben Hinweise auf mögliche Beeinträchtigungen der 
männlichen Zeugungsfähigkeit durch Umweltfaktoren; allerdings 
sind alle Untersuchungen retrospektiver Natur und damit bezüg- 
lich der Analyse von Einzelfaktoren statistisch zweifelhaft. 


5. Welche Forschungsprojekte zu den Ursachen von Unfruchtbarkeit 
werden derzeit in der Bundesrepublik Deutschland von welchen 
Gruppen oder Institutionen durchgeführt? 

Forschungsprojekte zur Untersuchung der Unfruchtbarkeit wer- 
den durch die Forschungsförderorganisationen im Rahmen von 
Schwerpunktprogrammen, in Sonderforschungsbereichen und als 
Einzelanträge gefördert. Das Programm der Bundesregierung 
„Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesundheit" enthält 
ebenfalls Forschungsvorhaben, die sich der Frage nach den Ur- 
sachen von Unfruchtbarkeit thematisch zuordnen lassen. 

Überblick über die derzeitigen Forschungsprojekte: 

— Seit 1978 werden von der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
(DFG) reproduktionsbiologische Fragestellungen in dem 
Schwerpunktprogramm „Biologie und Klinik der Reproduk- 
tion" gefördert. Dieser Schwerpunkt konzentriert sich auf die 
Untersuchung von Störungen der männlichen Fertilität auf 
zellulärer, molekularer und genetischer Ebene. Untersucht 
werden auch Physiologie und Pathophysiologie der Nidation 
und der frühembryonalen Entwicklung im Tiermodell. In die- 
sen z. Z. noch laufenden Schwerpunkt wurden bis einschließ- 
lich 1986 16,1 Mio. DM investiert. 

— Ebenfalls von der DFG wurde in Göttingen eine Forscher- 
gruppe „Molekularbiologische Untersuchungen zur Keimzell- 
differenzierung und frühen Embryonalentwicklung beim Säu- 
ger" eingerichtet (1,5 Mio. DM für 1986 und 1987). 
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— Im Normalverfahren der DFG wurden in 1987 zusätzlich 1,64 
Mio. DM für reproduktionsbezogene Einzelvorhaben zur Ver- 
fügung gestellt. Hierunter fallen auch Untersuchungen zur 
hormonellen Steuerung der Reproduktion unter Berücksich- 
tigung psychosomatischer Einflüsse. 

— Die Klinische Forschungsgruppe für Reproduktionsmedizin der 
Max-Planck-Gesellschaft an der Universität Münster, Leitung 
Prof. Nieschlag, untersucht Ursachen von Unfruchtbarkeit seit 
1980. Arbeitsgebiete: Aufklärung von Steuerungsmechanis- 
men der menschlichen Fortpflanzung durch Analyse ihrer Phy- 
siologie und Pathologie mit Methoden der Naturwissenschaften 
mit dem Ziel, Ansätze zur Therapie von Fortpflanzungsstörun- 
gen und zur Fertilitätskontrolle zu erarbeiten: Regulation der 
Gonadenfunktion bei Mann und Frau; Fertüität, Infertilität und 
Hypogonadismus des Mannes; Funktion des Nebenhodens; In- 
teraktion zwischen männlichen und weiblichen Fortpflan- 
zungsfunktionen; männliche Kontrazeption. Die institutioneile 
Förderung betrug 1,7 Mio. DM für 1987. 

— Im Rahmen des Programmes der Bundesregierung „Forschung 
und Entwicklung im Dienste der Gesundheit“ werden folgende 
laufende Vorhaben gefördert, die sich der Frage thematisch 
zuordnen lassen: 

1. „Untersuchungen über die Regulation der Ovarfunktion im 
Zyklus und bei der Schwangerschaft, 11 durchgeführt in inter- 
disziplinärer Zusammenarbeit der drei Arbeitsgruppen: 

a) Max-Planck-Institut für biophysikalische Chemie, Göttin- 
gen, Prof. K. H. Scheit 

b) Abteilung klinische und experimentelle Endokrinologie 
der Frauenklinik, Universität Göttingen, Prof. W. Wuttke 

c) Institut für Hormon- und Fortpflanzungsforschung, Ham- 
burg, Prof. F. Leidenberger 

Ziel des Vorhabens ist es, bisher nur schwer behandelbare 
Störungen der Eierstockfunktion mit größerer Aussicht auf 
Erfolg therapeutisch beeinflussen zu können. 

2. Das Vorhaben: „Neuroendokrinologische Untersuchungen 
zur Auswirkung von Diät auf den weiblichen Zyklus,“ ist 
Teilvorhaben eines Forschungsprojektes des Max-Planck- 
Institutes für Psychiatrie München: „Entwicklung neuer 
Zugänge zur Therapie psychischer Erkrankungen in den 
Anwendungsbereichen Magersucht, Arzneimittelabhängig- 
keit und endogene Psychose. “ 

Eine Zwischenauswertung konnte den eindeutigen Zusam- 
menhang zwischen einseitiger unterkalorischer Ernährung 
und Zyklusstörungen nachweisen. 


6. Wie hoch ist die Gesamtsumme der Forschungsmittel auf diesem 
Gebiet, und wie hoch ist dabei der Anteil der Bundesmittel, der 
Mittel der Bundesländer, der Drittmittelforschung und der Gelder 
von anderen Forschungsförderern? 
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Die aufgewendeten Forschungsmittel der Forschungsförderorga- 
nisationen auf diesem Gebiet ergeben sich bereits aus der Beant- 
wortung der Frage A 5. 

Bei den aufgeführten Projekten aus dem Programm der Bundes- 
regierung „Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesund- 
heit", beläuft sich die Höhe der Zuwendung: 

Für das unter A 5 Nr. 1 aufgeführte Projekt auf 3,32 Mio. DM 
für 4,75 Jahre, zuzüglich Finanzierung der Grundausstattung 
im Rahmen der Finanzierung der Max-Planck-Gesellschaft. 

Das unter A 5 Nr. 2 aufgeführte Vorhaben: „Entwicklung neuer 
Zugänge zur Therapie psychischer Erkrankungen in den 
Anwendungsbereichen Magersucht, Arzneimittelabhängigkeit 
und endogene Psychose" erhält einen Gesamtförderbetrag von 
6 903 701 DM, davon betreffen ca. 0,5 Mio. DM das Teilvor- 
haben zur Auswirkung von Diät auf den weiblichen Zyklus. 

Über die Mittel der Bundesländer bzw. die Höhe der Drittmittel- 
forschung auf diesem Gebiet liegen keine vollständigen Erkennt- 
nisse vor. 


7. In welchem Verhältnis stehen diese Mittel zu den öffentlichen 
Mitteln, die zur Entwicklung, Erprobung und Anwendung fort- 
pflanzungstechnischer Eingriffe, einschließlich der von den gesetz- 
lichen Krankenkassen bezahlten Behandlungen auf ge wendet 
werden? 


Die zu A 5 und A 6 gemachten Angaben umfassen grundlagen- 
und anwendungsorientierte Forschung. In welchem Verhältnis 
diese zu den für die genannten Zwecke aufgewendeten öffent- 
lichen Mitteln stehen, kann nicht beantwortet werden, zumal über 
die von der gesetzlichen Krankenversicherung bezahlten medi- 
zinischen Hilfen bei Unfruchtbarkeit der Bundesregierung bisher 
keine umfassenden Angaben vorliegen. Der seit 1. Oktober 1987 
geltende Einheitliche Bewertungsmaßstab (EBM) sieht erstmals 
Gebühren bzw. AbrechnungSpositionen für ambulante Behand- 
lungen der In-vitro-Befruchtung vor. Die Kassenärztliche Bundes- 
vereinigung verfügt frühestens ab Aprü 1988 über ambulante und 
belegärztüche Werte des vierten Quartals 1987 für diese Behand- 
lungsmethode. 


8. Für welche Faktoren gilt es heute als wissenschaftlich gesichert 
oder wahrscheinlich, daß sie Unfruchtbarkeit verursachen, und wie 
ist ihre relative Bedeutung als Ursachenfaktor? Welche Rolle spie- 
len insbesondere folgende Faktoren: 

— Folge Wirkungen von medizinischen Eingriffen, Operationen 
und Medikamenteneinnahme, 

— Folgewirkungen von nicht erkannten oder sachgerecht behan- 
delten Infektionen der Geschlechtsorgane, 

— Folgewirkungen von Streß oder andere psychosomatische Zu- 
sammenhänge, 
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— Belastungen des Körpers oder der Keimzellen durch Strahlung 
oder giftige Stoffe, die am Arbeitsplatz, in der Nahrung oder in 
der Umwelt auftreten 

jeweils bei der Unfruchtbarkeit des Mannes bzw. der Frau? 


Aus der Kenntnis der natürlichen Vorgänge lassen sich in der 
Hauptsache die folgenden Störfaktoren, die einer Kinderwunsch- 
erfüllung entgegenstehen, analysieren: 

— Störungen der Keimzellreifung bei Ei- und Samenzelle, 

— Verschlüsse in den Geschlechtsorganen, die zu unüberwind- 
baren Barrieren zwischen Ei- und Samenzelle führen, 

— Schwangerschaftsstörungen. 

Die exakte Bewertung von Störungen der Fortpflanzungsfähigkeit 
ist mit methodischen Schwierigkeiten belastet. 

So wirken einerseits relativ geringe Fortpflanzungsstörungen 
dann additiv, wenn sie bei Mann und Frau Vorkommen, wie auch 
im umgekehrten Falle leichte Störungen bei einem der Partner 
durch den anderen ausgeglichen werden können. 

Die Diagnose Unfruchtbarkeit ist eine auf das Paar bezogene 
Aussage. 

Wenn hier, getrennt nach Mann und Frau, nach den Ursachen der 
Unfruchtbarkeit gefragt wird, muß auf den eingeschränkten Aus- 
sagegehalt insbesondere -diagnostischer Verfahren zur Feststel- 
lung von Fruchtbarkeitsstörungen beim Mann hingewiesen 
werden. 

So steht mit der Samenuntersuchung und den ergänzenden Ver- 
fahren nur ein begrenztes Instrumentarium zur andrologischen 
Sterilitätsdiagnostik zur Verfügung. 

Definitionsgemäß ist ein Mann nur „sicher" unfruchtbar, wenn 
keine lebenden Samenzellen im Samenerguß nachgewiesen wer- 
den können, was vergleichsweise selten vorkommt. Alle anderen 
Untersuchungsergebnisse weisen auf mehr oder weniger schwere 
Störungen hin. Die Fruchtbarkeitswahrscheinlichkeit kann abge- 
schätzt aber nicht genau quantifiziert werden. Hinzu kommen 
individuelle Befundschwankungen. 

Demgegenüber können mechanische Hindernisse (z. B. im 
Bereich der Eileiter) mit hinreichender Sicherheit nachgewiesen 
werden. 

Für alle der oben genannten Hauptstörfaktoren gilt, daß sie nicht 
monokausal zu begründen sind und daß bei ihrer Genese dem 
Zeitfaktor eine erhebliche Rolle zukommt. Das gilt einmal für das 
Lebensalter als Ausdruck des biologischen Alterungsprozesses, 
der unabhängig von Umweltfaktoren und Lebensweise abläuft, 
wie auch für die Einflüsse und Ereignisse, die sich im Laufe des 
Lebens summativ negativ auf die Fortpflanzungsfähigkeit aus wir- 
ken können. Je nach schädigendem Agens ist der Angriffsort ein 
anderer. 
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— Folgewirkungen von medizinischen Eingriffen, Operationen 
und Medikamenteneinnahme 

Häufig beruht weibliche Sterilität auf einer Eileitererkrankung; 
diese sind zum größten Teil Folge von Infektionen und/oder 
operativen Eingriffen. Dazu gehören ebenso unmittelbare Ein- 
griffe in die Geschlechtsorgane (z. B. Schwangerschaftsabbruch) 
wie auch Bauchoperationen (z.B. Blinddarmentfernung). Bei kei- 
ner Bauchoperation kann das Risiko von späteren Verwachsun- 
gen und Verklebungen der im Bauchraum befindlichen Organe 
ausgeschlossen werden. Verschlüsse der ableitenden Samenwege 
des Mannes sind heute sehr selten geworden. Doch auch für den 
Mann gilt, daß alle Operationen im kleinen Becken mit einer 
Komplikationsrate im Hinblick auf die Fortpflanzungsfähigkeit 
verbunden sind. 

Von den empfängnisverhütenden Mitteln ist am ehesten von der 
Spirale ein negativer Einfluß auf die Funktionsfähigkeit der 
Eileiter anzunehmen. Bei der Wahl der Empfängnisverhütung und 
der ärztlichen Überwachung und Betreuung ist diesem Umstand 
Rechnung zu tragen. 

Gesicherte Erkenntnisse über die Auslösung von Unfruchtbarkeit 
liegen auf dem Arzneimittelsektor nur für wenige Wirkstoffe vor. 

Propafenon: Bei hohen Dosen treten eine Potenzminderung 

und eine Störung der Spermatogenese auf. Diese 
Effekte sind nach Absetzen des Medikaments 
reversibel. 

Hormone: Hier sind insbesondere die zur Konzeptions Ver- 

hütung eingesetzten Sexualhormone zu nennen, 
die bei der Frau als erwünschte Wirkung eine 
zeitlich begrenzte Infertilität hervorrufen. 

Beim Mann sind Fertilitätsstörungen durch hor- 
monsuppressive Wirkstoffe z.B. bei der Behand- 
lung des Prostatakarzinoms bekannt. 


Medikamenteneinnahme (z.B. aus medizinischem Grund unver- 
zichtbare Behandlung bösartiger Tumoren) als Sterilitätsursache 
spielt eine quantitativ untergeordnete Rolle. 

— Folgewirkungen von nicht erkannten oder sachgerecht behan- 
delten Infektionen der Geschlechtsorgane 

Nicht erkannte oder nicht sachgerecht behandelte Infektionen der 
Gechlechtsorgane können Unfruchtbarkeit hervorrufen. Da aber 
insbesondere auch asymptomatische Entzündungen Vorkommen, 
sagen retrospektive Studien nichts aus über den Zeitpunkt der 
Entzündung und auch nichts über die Effizienz oder Ineffizienz 
von therapeutischen Bemühungen. 

— Folgewirkungen von Streß oder andere psychosomatische Zu- 
sammenhänge 

Die ungestörte Keimzellfunktion, insbesondere die zyklischen 
Vorgänge der Eizellreifung- und -freisetzung, sind wesentlich von 
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einem ungestörten hormonellen Wechselspiel abhängig. Hier sind 
psychosomatische Zusammenhänge anzunehmen. Die Folgewir- 
kung von Streß wird angenommen, ist im Einzelfall jedoch kaum 
nachzuweisen. Neuere Untersuchungen (vgl. A 5) weisen darauf 
hin, daß auch geringfügige Gewichtsreduktionen möglicherweise 
die Ursache von Störungen im Menstruationszyklus sein können. 
Sowohl die Eizellreifung als auch die Einnistung der befruchteten 
Eizelle in die Gebärmutterschleimhaut können dadurch gestört 
sein. 

— Belastungen des Körpers oder der Keimzellen durch Strahlung 
oder giftige Stoffe, die am Arbeitsplatz, in der Nahrung oder in 
der Umwelt auftreten 

Die verschiedenen Entwicklungsstadien der Spermatogenese 
unterscheiden sich bezüglich ihrer Strahlenempfindlichkeit. Hier- 
bei besitzen die Vorstufen die höchste Strahlenempfindlichkeit, 
die sich im Verlust der Teilungsfähigkeit äußert. Bei einer akuten 
Exposition des Hodens mit 0,1 bis 0,15 Gy tritt eine vorüber- 
gehende Unfruchtbarkeit auf, weil aufgrund der unterbundenen 
Vermehrung der Samenzellvorstufen auch die Anzahl der ausdif- 
ferenzierten befruchtungsfähigen Samenzellen zu niedrig ist. 
Diese Unfruchtbarkeit äußert sich jedoch erst nach Wochen, wenn 
sich der mangelnde Nachschub von reifen Keimzellen bemerkbar 
macht (Depot-Funktion des Nebenhodens). Die Fruchtbarkeit 
wird wiederhergestellt, wenn genügend Vorstufen der Samenzel- 
len überlebten. 

Da sich bei der Frau keine neuen Eizellen bilden können, sondern 
von den vorhandenen Eizellen jeweils eine im monatlichen Zyklus 
zur Reifung gelangt, beruht eine strahlenbedingte Sterilität bei 
der Frau nicht wie beim Mann auf einer Störung der Vermeh- 
rungsperiode der Keimzellen, sondern auf einer Störung der 
„Ausreifung" in der Follikelphase. Akute Expositionen beider 
Eierstöcke mit mehr als 0,65 bis 1,5 Gy können zu sofortigen 
Störungen der Fertilität führen. Bei Dosen von weniger als 2 bis 3 
Gy werden genügend Eizellen überleben, die möglicherweise 
ihre Reifeteilungen ungestört durchlaufen können. 

Es wird angenommen, daß bei starker Fraktionierung oder Protra- 
hierung ionisierender Strahlung eine Dosis von 6 bis 20 Gy von 
den Eierstöcken toleriert wird. Die Schwellendosis für dauernde 
Sterilität zeigt eine altersabhängige Abnahme, die offensichtlich 
mit der normalen altersabhängigen Abnahme von befruchtungs- 
fähigen Eizellen einhergeht. 

Über die Bedeutung von giftigen Stoffen, die am Arbeitsplatz, in 
der Nahrung oder in der Umwelt auftreten, als Ursachenfaktoren 
für Unfruchtbarkeit liegen wenige gesicherte Daten vor. Nach 
Baird und Wilcox (Occupational Medicine: State of the Art 
Reviews - vol 1 (3) S. 361 bis 369, 1986) liegen für einige wenige 
Stoffe Hinweise auf fruchtbarkeitsverändernde Eigenschaften vor. 
Die die Hinweise begründenden epidemiologischen Daten rei- 
chen in der Regel für die Begründung einer kausalen Beziehung 
nicht aus. Eine Ausnahme ist Dibromchlorpropan, dessen frucht- 
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barkeitsverändernde Wirkung beim Mann (hohe Spermientoxizi- 
tät) gut untersucht und eindeutig belegt ist. 

Nach Barlow und Sullivan (Reproductive Hazards of Industrial 
Chemicals, Academic Press London, 1982) liegen Hinweise auf 
fruchtbarkeitsverändernde Eigenschaften für bestimmte Stoffe 
vor. Barlow und Sullivan betonen allerdings, daß nur wenige der 
zugrundeliegenden epidemiologischen Studien einer kritischen 
Beurteilung standhalten und die Befunde aus tierexperimentellen 
Studien mitunter nur nach Verabreichung sehr hoher Dosen fest- 
gestellt wurden. 

Weiterhin berichtete Whorton (Infertility in male pesticide wor- 
kers, Lancet 1977, 2: S. 1259 bis 1261) bei Arbeitern in der 
Pflanzenschutzmittelherstellung über eine Herabsetzung der 
Anzahl von Spermien (Oligozoospermie), bzw. das völlige Fehlen 
(Azoospermie), was durch andere Studien bestätigt wurde. Eine 
signifikante Herabsetzung der Spermienzahl wurde auch bei der 
Exposition von Kepon (Cannon, Epidemie kepone poisening in 
Chemical workers, 1978, Am. J. Epidemiol. 107: 529 bis 537) 
Mikrowellen-Strahlung und Blei (Lancranjan, Gonacadic junction 
in workmen with longterm exposure to microwaves, 1975, Health 
physics, 29: S. 381 bis 383) gefunden. Die gleiche Wirkung wird 
für Schwefelkohlenstoff von Lancranjan (Alteration of spermatic 
liquid in patients chronically poisened by carbon disulfide, 1972, 
Medicina del lavoro, 63: S. 29 bis 33) bejaht, von Meyer (Semen 
quality in workers exposed to carbon disulfide compaired to a 
control group from the same plant, 1981, Journal of Occupational 
Medicine, 23: S. 435 bis 439) bestritten. 

Bei der Bewertung von Stoffen und Stoff gruppen im Hinblick auf 
ihre Wirkungen auf die Unfruchtbarkeit des Mannes bzw. der 
Frau ist in jedem Fall zu berücksichtigen, daß es entscheidend auf 
die aufgenommene Dosis Ües betreffenden Stoffes ankommt. 

Für giftige Stoffe, die bei Anmelde- und Zulassungsverfahren im 
Bundesgesundheitsamt im Rahmen des Chemikaliengesetzes, des 
Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes und des Pflan- 
zenschutzgesetzes beurteilt werden, sind reproduktionstoxikolo- 
gische Studien vorgeschrieben, die sowohl Prüfungen der Beein- 
flussung der männlichen wie der weiblichen Fertilität umfassen. 
Diese Untersuchungen werden nach internationalen Richtlinien 
(EG, OECD) in Mehrgenerationsstudien durchgeführt. Diese Vor- 
schrift gilt nicht für alte Stoffe i. Sinne des Chemikaliengesetzes, 
die die überwiegende Menge der Industrie-und Umweltchemika- 
lien ausmachen und für die über die Bewertung durch die MAK- 
Werte-Kommission hinaus nur eine begrenzte Zahl von Daten aus 
dem In- und Ausland vorliegen. 


9. Bestehen derzeit Forschungsprojektschwerp unkte zu diesen Fra- 
gen beim Bundesministerium für Forschung und Technologie, 
beim Bundesministerium für Jugend, Familie, Frauen und Gesund- 
heit oder bei anderen Bundesbehörden oder bei der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft, wenn ja, wie viele Wissenschaftler/innen 
sind daran beteiligt, und an welchen Einrichtungen laufen diese 
Projekte? 
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Wegen Forschungsvorhaben zu den Ursachen von Unfruchtbar- 
keit wird auf die Antworten zu Frage A 5 verwiesen. Darüber 
hinaus gibt es in der Bundesrepublik Deutschland entsprechende 
Forschungsaktivitäten im Bereich der Reproduktionsmedizin bzw. 
in der Forschung über fruchtschädigende Stoffe und fruchtschädi- 
gende physikalische Noxen, deren Ergebnisse sich in Schutzvor- 
schriften niederschlagen: 

— maximale Arbeitsplatzkonzentrationen (MAK-Werte): MAK- 
Werte und Schwangerschaft; schrittweise Kennzeichnung 
fruchtschädigender Stoffe in der MAK-Werte Stoffliste; 

— Merkblatt 039: Fruchtschädigungen - Schutz am Arbeitsplatz 
(Arbmed. Sozmed. Prävmed. 21: S. 231 bis 233; Arbmed. Soz- 
med. Prävmed. 20: S. 87 bis 91). 

So wurde in den Jahren 1983 bis 1985 im Bundesgesundheitsamt 
das Projekt „Umweltchemikalien, Genußmittelund Medikamente 
als embryoletale Faktoren in der Frühschwangerschaft" bear- 
beitet. 

Ebenfalls im Bundesgesundheitsamt wird seit 1985 das Projekt 
„Embryotoxizität in der Frühschwangerschaft" mit Unterstützung 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft als Einzelprojekt durch- 
geführt. 

Im Bundesministerium für Forschung und Technologie werden 
Überlegungen angestellt, zukünftig wissenschaftliche Unter- 
suchungen zur Erforschung von Ursachen von Unfruchtbarkeit 
und zur Schaffung von Therapiemöglichkeiten zu fördern. 


10. Gibt es hierbei oder bei anderen Forschungsarbeiten in der Bun- 
desrepublik Deutschland eine regelmäßige Zusammenarbeit zwi- 
schen Reproduktionsmediziner/innen und -biologen/innen einer- 
seits und Arbeitsmedizinern/innen andererseits? 

Wie bereits ausgeführt, befaßt sich die Reproduktionsmedizin 
auch mit Aborten, Mißbildungen und perinataler Mortalität und 
versucht, deren Ursachen zu ergründen, einschließlich derjeni- 
gen, die in beruflichen Bedingungen zu suchen sind. 

In diesem Bereich findet eine regelmäßige Zusammenarbeit zwi- 
schen Männern und Frauen aus der Reproduktionsmedizin, der 
Biologie und der Arbeitsmedizin z.B. in den Arbeitskreisen statt, 
die Schutzvorschriften formulieren, fruchtschädigende Stoffe 
benennen und veröffentlichen (MAK-Werte-Listen). 

Mediziner und Medizinerinnen aus der Reproduktionsmedizin 
sowie Biologen und Biologinnen arbeiten in der Deutschen 
Gesellschaft zum Studium der Fertilität und Sterilität eng zu- 
sammen. 

Eine organisierte Zusammenarbeit zwischen den Wissenschaft- 
lern und Wissenschaftlerinnen in der Reproduktionstoxikologie 
und Biologen und Biologinnen einerseits sowie Arbeitsmedizinern 
und Arbeitsmedizinerinnen andererseits ist nicht bekannt. 
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11. In welcher Weise bemüht sich die Bundesregierung um einen 
internationalen Austausch über Forschungsergebnisse, Arbeits- 
schutz- oder sonstige Maßnahmen auf diesem Gebiet? 

Die Bundesregierung fördert den Austausch derartiger Ergebnisse 
über das International Program on Chemical Safety (IPCS), das 
der Weltgesundheitsorganisation angegliedert ist. Die IPCS-Be- 
richte zur toxikologischen Bewertung ausgewählter chemischer 
Stoffe enthalten jeweils einen Abschnitt über „reproductive toxi- 
cology", in dem die entsprechenden Erfahrungen bei Tier und 
Mensch niedergelegt sind. 

Im Rahmen der Richtlinie des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften 67/548/EWG zur Angleichung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften für die Einstufung, Verpackung und Kennzeich- 
nung gefährlicher Stoffe werden auch Stoffe, die fruchtbarkeits- 
schädigende Eigenschaften haben, als gefährlich eingestuft und 
entsprechend gekennzeichnet. So ist z.B. zu der siebten Anpas- 
sung dieser Richtlinie an den technischen Fortschritt auch der 
Stoff l,2-Dibrom-3-chlorpropan als krebserzeugend, erbgutverän- 
dernd und chronisch toxisch eingestuft worden. In der ersten 
Änderungsverordnung zur Gefahrstoffverordnung wird diese 
Regelung in das nationale Recht umgesetzt. Damit wird der Stoff 
im Rahmen der Gef ahrstof Verordnung in alle einschlägigen Vor- 
schriften für das Inverkehrbringen und den Umgang einbezogen. 
Beim Vorliegen neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse über die 
fruchtschädigende Wirkung von Stoffen werden die notwendigen 
technischen Unterlagen von der Bundesregierung an die Kommis- 
sion der EG überstellt, um diese Stoffe entsprechend ihrer Eigen- 
schaften im Rahmen der oben genannten EG-Richtlinie in das 
Regelwerk einzubeziehen. 

Darüber hinaus wird sich der Ausschuß für Gefahrstoffe, der den 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung und den Bundesmi- 
nister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit berät, dem- 
nächst mit diesen Stoffen intensiv befassen. 

Einen wesentlichen Beitrag zum Internationalen Austausch von 
Forschungsergebnissen leisten ferner die Forschungsförderorga- 
nisationen. So ist die DFG Mitglied des European Medical Rese- 
arch Councils. Dieses Gremium unterhält seit 1978 eine Arbeits- 
gruppe zum Thema „ Reproduktionsforschung ", die sich aus Wis- 
senschaftlern und Wissenschaftlerinnen verschiedener europäi- 
scher Länder zusammensetzt. 


12. Welche Erkenntnisse über die Möglichkeiten, Unfruchtbarkeit zu 
vermeiden, können aus den bisherigen Forschungsarbeiten abge- 
leitet werden? 

Der derzeitige Forschungsstand erlaubt nur wenig Ansatzpunkte 
für eine gezielte Prävention. 

Wie schon in der Antwort zu Frage 8 erwähnt, liegen gesicherte 
wissenschaftliche Erkenntnisse über Dosis - Wirkungs - Bezie- 
hungen zu der Verursachung von Unfruchtbarkeit derzeit nicht 
vor. Daher können auch noch keine konkreten Aussagen über die 
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Möglichkeiten einer Vermeidung von solch schädlichen Einwir- 
kungen getroffen werden. Sollten sich jedoch wissenschaftliche 
Erkenntnisse als begründet erweisen, so sind für die Beschäftigten 
die Schutzmaßnahmen anzuwenden, die in der Gefahrstoffverord- 
nung für krebserzeugende Arbeitsstoffe bereits vorgeschrieben 
sind. 

Aus der Sicht der gynäkologischen Fachvertreter und Fach Vertre- 
terinnen wurde angemerkt, daß durch eine frühe Realisierung des 
Kinderwunsches einige der Sterilitätsprobleme - insbesondere bei 
Frauen - vermieden werden könnten. Mögliche Präventionsge- 
danken leiten sich von den unter A 8 aufgeführten Sterilitäts- 
ursachen ab. Die Vielzahl von Einzelfaktoren, die zu ungewollter 
Kinderlosigkeit führen können, macht die Problematik gezielter 
Präventionsansätze deutlich. 


13. Wie ist der Wissensstand folgender Personengruppen über die 
Faktoren, die zur Unfruchtbarkeit beitragen können und die Mög- 
lichkeiten, Unfruchtbarkeit zu vermeiden: 

— Ärzte/innen, 

— sonstige Beschäftigte im Gesundheitswesen, 

— Lehrer/innen und Schüler/innen, 

— die Gesamtbevölkerung? 


Zur Ermittlung des Kenntnisstandes von Ärzten und Ärztinnen auf 
dem Gebiet der gynäkologischen Endokrinologie und Fortpflan- 
zungsmedizin wurde von Bohnet eine Untersuchung durchge- 
führt. Die Ergebnisse sind in der Zeitschrift „Der Frauenarzt 1, 
S. 45 bis 46, 1988" publiziert worden. Bohnet kommt aufgrund 
seiner Befragung angehender Frauenärzte und Frauenärztinnen 
zu folgendem Schluß; Der objektivierbare Kenntnisstand zum 
Problemkreis der ungewollten Kinderlosigkeit ist davon abhän- 
gig, ob Endokrinologie und Fortpflanzungsmedizin schwerpunkt- 
mäßig in der Weiterbildungseinrichtung durchgeführt werden. 
Bei Ärzten und Ärztinnen, die mindestens ein halbes Jahr in einer 
entsprechenden Einrichtung gearbeitet hatten, konnte der Kennt- 
nisstand als gut eingestuft werden. Ansonsten waren die Kennt- 
nisse unzureichend. In Hamburg wurde daraus die Konsequenz 
gezogen, Assistenten und Assistentinnen durch Freistellung von 
der Klinik Gelegenheit zu geben, sich in einer insgesamt sechswö- 
chigen Weiterbildungszeit Grundlagenkenntnisse in diesem Spe- 
zialgebiet anzueignen. 

Zu den anderen Personengruppen können keine definitiven Aus- 
sagen gemacht werden. 


14. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung bisher ergriffen, um 
die heutigen Erkenntnisse zur Prävention der Unfruchtbarkeit 
umzusetzen, beispielsweise durch eine Informations- und Aufklä- 
rungskampagne für die genannten Personenkreise? 
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Eine Aufklärungskampagne für die unter Frage A 13 genannten 
Personenkreise über Maßnahmen der Präventation ist erst dann 
sinnvoll, wenn im größeren Umfang gesicherte wissenschaftliche 
Erkenntnisse über die Verursachung von Unfruchtbarkeit vorlie- 
gen. Dem heutigen Erkenntnisstand entsprechend sieht die Bun- 
desregierung ihre Aufgabe darin, Informationen zur Prävention 
der Unfruchtbarkeit im Rahmen von Informationen zu allgemei- 
nen Fragen der Fortpflanzung und zu Problemen der Fortpflan- 
zungsmedizin zu verbreiten. Dies geschieht einmal über die Bun- 
deszentrale für gesundheitliche Aufklärung; dort ist eine erwei- 
terte Neuauflage der Broschüre „Wie Sie den Zeitpunkt für ein 
Kind selbst bestimmen können " in Vorbereitung. Zum anderen ist 
auf Anregung des Bundesministeriums für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit ein Buch erschienen, welches sich mit 
den technischen Lösungsmöglichkeiten neuer Reproduktions- 
medizin kritisch auseinandersetzt. Dieses Buch soll gezielt in der 
Öffentlichkeitsarbeit eingesetzt werden. 


15. - Gibt es seitens der Bundesregierung Maßnahmen zur gezielten 
Aufklärung von Personen, die besonders gefährdeten Berufsgrup- 
pen angehören? 

Auf die Antwort zu Frage A 14 wird Bezug genommen. Ergänzend 
dazu wird verwiesen auf § 20 der Gefahrstoffverordnung, wonach 
die Arbeitgeber eine Betriebsanweisung zu erstellen haben, in der 
die beim Umgang mit Gefahrstoffen auftretenden Gefahren 
beschrieben und entsprechende Schutzmaßnahmen und Verhal- 
tensregeln festgelegt werden. Die Beschäftigten müssen anhand 
der Betriebsanweisung über diese Gefahren sowie über die 
Schutzmaßnahmen regelmäßig unterwiesen werden. Darüber 
hinaus bestehen besondere Unterweisungsverpflichtungen für 
gebärfähige Arbeitnehmerinnen. 


16. Im vergangenen August wurde von der Weltgesundheitsorganisa- 
tion (WHO) eine Tagung durchgeführt zum Thema „Review of 
Effekts of Occupational Health Hazards on Reproductive Func- 
tions". 

Hat die Bundesregierung den Abschlußbericht dieser Tagung 
inzwischen erhalten, und wenn ja, wird der im Zwischenbericht 
dieser WHO-Studiengruppe dargestellte Zusammenhang zwi- 
schen Schädigungen der menschlichen Fruchtbarkeit und spezi- 
fischen Berufsrisiken bestätigt? 

Der endgültige Abschlußbericht über die Tagung liegt noch nicht 
vor. Auf eine besondere Anfrage hin hat das Bundesministerium 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit einen vorläufigen 
Schlußbericht, der z. Z. von der WHO auf kleinere Ungenauigkei- 
ten und Unstimmigkeiten hin überarbeitet wird, erhalten. Dieser 
Bericht enthält u. a. eine Auflistung der Untersuchungen, die sich 
mit dem Einfluß von Stoffen und Strahlungen auf die Fruchtbar- 
keit befassen. Hiernach kann festgestellt werden, daß in der 
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Mehrzahl der Fälle Einwirkungen durch Stoffe oder Strahlungen 
am Arbeitsplatz nicht als nachweisbare oder gesichert nachweis- 
bare Ursache für Unfruchtbarkeit angesehen werden können. 
Eine Ausnahme bildet insoweit Dibromchlorpropan, bei dem eine 
hohe Spermientoxizität feststeht (vgl. Antwort zu Frage A 8). Im 
übrigen liegt auch kein „Zwischenbericht" vor, sondern allein 
eine sehr allgemeine Presseveröffentlichung der WHO. Darüber, 
ob diese das Arbeitsergebnis der Tagung fachlich exakt wieder- 
gibt, kann erst anhand des endgültigen Abschlußberichts ent- 
schieden werden. Wann der endgültige Abschlußbericht ausge- 
wertet sein wird, kann noch nicht mitgeteilt werden, da er sehr 
umfangreich sein wird. 


17. Hat die Bundesregierung inzwischen Forschungsarbeiten zur 
Überprüfung der Befunde der WHO-Tagung veranlaßt oder beab- 
sichtigt sie dieses zu tun? Hat sie darüber hinaus Forschungsarbei- 
ten in Auftrag gegeben, die mögliche berufliche Gefährdungen 
aufdecken oder ausräumen könnten bei Personengruppen, die in 
dem WHO-Bericht nicht erwähnt werden, z. B. Bildschirmarbeiter/ 
innen oder Hausfrauen? 


Auf die Antwort zu Frage A 16 wird Bezug genommen. 

Das Thema „Bildschirmarbeitsplätze" wird in der WHO-Studie 
angesprochen. Darüber hinaus werden die gesundheitlichen Aus- 
wirkungen der Bildschirmarbeit im Rahmen eines umfassenden 
Konzepts „Schutz der Gesundheit an Arbeitsplätzen mit neuen 
Informations- und Kommunikationstechniken" innerhalb des For- 
schungsprogramms „Humanisierung des Arbeitslebens" (HdA) 
untersucht. Beim Projektträger HdA des Bundesministeriums für 
Forschung und Technologie befindet sich zum Thema „Bild- 
schirmarbeit und Schwangerschaft" die Projektskizze „Verände- 
rung der Fruchtbarkeit und Häufigkeit von Aborten bei Arbeit- 
nehmerinnen an Bildschirm-Arbeitsplätzen" im Vergabestadium. 


18. Welche Maßnahmen hat das Bundesministerium für Arbeit ergrif- 
fen, nach dem die Gewerkschaft öffentliche Dienste, Transport 
und Verkehr anläßlich der Bekanntgabe der WHO-Tagungsergeb- 
nisse Bundesminister Blüm dazu aufgefordert hat, die bisherigen 
Arbeitsschutzmaßnahmen zu prüfen und zu verbessern? 


Auf die Antworten zu den Fragen A 14, A 16 und A 17 wird Bezug 
genommen. Ob weitere Maßnahmen erforderlich sind, kann erst 
nach Auswertung des endgültigen Abschlußberichts der WHO 
entschieden werden. 


19. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die bestehenden Rege- 
lungen der Gefahrstoffverordnung über fruchtschädigende, erb- 
gutverändernde und chronisch schädigende Stoffe ausreichend 
sind bzw. welche weiteren Verbesserungen des Schutzes sind noch 
vorgesehen? 
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Die allgemeinen Regelungen zum Schutz der Arbeitnehmer für 
den Umgang mit fruchtschädigenden, erbgutverändernden und 
chronisch schädigenden Stoffen sind durch die Gefahrstoffverord- 
nung vom 26. August 1986 gegenüber der bisherigen Arbeitsstoff- 
verordnung erheblich verbessert worden. Um dem besonderen 
Schutzbedürfnis der Arbeitnehmerinnen Rechnung zu tragen, 
enthält die Gefahrstoffverordnung eine Reihe von Beschäf- 
tigungsverboten (§§ 26 Abs. 5 bis 7). 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat den Aus- 
schuß für Gefahrstoffe gebeten, spezielle Umgangs Vorschriften 
für fruchtschädigende und erbgutverändernde Gefahrstoffe vor- 
zuschlagen. 

Die Bundesregierung wird die Ergebnisse des WHO-Berichtes 
prüfen und, falls erforderlich, weitere Vorschriften in die Gefahr- 
stoffverordnung aufnehmen. 


20. Inwieweit hält die Bundesregierung es für ausreichend, dem Ver- 
wender von gefährlichen Substanzen „auf Anfrage gefährliche 
Eigenschaften von Stoffen und die erforderlichen Schutzmaßnah- 
men mitzuteilen" (Pressesprecher des Bundesarbeitsministeriums, 
Frankfurter Rundschau vom 15. Oktober 1986)? 

Nach § 16 Abs. 3 Gefahrstoffverordnung ist der Hersteller, bzw. 
der Einführer von Gefahrstoffen verpflichtet, dem Verwender auf 
Anfrage Auskunft über die Gefahren, die von einem von ihm her- 
gestellten, bzw. eingeführten Gefahrstoff ausgehen, zu geben und 
die zu ergreifenden Schutzmaßnahmen zu nennen. Diese Aus- 
kunftspflicht ist für den Fall vorgesehen, daß trotz der — mit der 
Einführung der Gefahrstoffverordnung erweiterten - Kennzeich- 
nungspflichten noch Ungewißheiten über die von dem Gefahrstoff 
ausgehenden Gefahren verbleiben. 

Darüber hinaus muß der Arbeitgeber nach § 20 die Arbeitnehmer 
mittels einer Betriebsanweisung und durch mündliche Unterwei- 
sung über die von den Gefahrstoffen ausgehenden Gefahren und 
die zu treffenden Schutzmaßnahmen unterrichten. 


21. Mit welchen Maßnahmen will die Bundesregierung sicherstellen, 
daß ein „Schutz" von Arbeitnehmer/innen, insbesondere von 
schwangeren Frauen oder Frauen im gebärfähigen Alter, vor 
fruchtbarkeitsschädigenden Berufsrisiken nicht mittels diskrimina- 
torischer Praktiken erreicht wird (Nichteinstellung, Versetzung mit 
finanziellen oder anderen Nachteilen usw.)? 

Schwangere Frauen oder Frauen im gebärfähigen Alter werden 
durch das Benachteiligungsverbot des § 611 a BGB vor ge- 
schlechtsbezogenen diskriminatorischen Praktiken geschützt. 
§611 a BGB umfaßt sowohl unmittelbare als auch mittelbare 
Benachteiligungen wegen des Geschlechts. Eine Ausnahme 
besteht nur dann, wenn ein bestimmtes Geschlecht unverzicht- 
bare Voraussetzung für die auszuübende Tätigkeit ist. Dies ist 
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z. B. dann anzunehmen, wenn Arbeitsschutzvorschriften - wie das 
Verbot der Unter-Tage Arbeit in Bergwerken - einer Beschäf- 
tigung von Frauen entgegenstehen. 


B. Diagnose und Behandlung von Unfruchtbarkeit ; Entwicklung und 
Auswirkungen von Fortpflanzungstechniken 

1. Welche Einrichtungen führen eine Beratung, Diagnose und 
Behandlung von ungewollt kinderlosen Menschen durch, und in 
wie vielen Fällen handelt es sich dabei um öffentliche Einrichtun- 
gen, Privatpraxen oder andere private Einrichtungen? 

Beratung, Diagnose und Behandlung von ungewollt kinderlosen 
Menschen gehören zum ärztlichen Aufgabenbereich. Sie finden 
in Arztpraxen und Kliniken statt. Nach den vorliegenden Erkennt- 
nissen werden sie vornehmlich von Frauenärzten und Frauenärz- 
tinnen und auf männliche Fruchtbarkeitsstörungen spezialisierten 
Hautärzten und Hautärztinnen (Andrologen) durchgeführt. Im 
niedergelassenen Bereich findet in der Regel nur eine Basisdia- 
gnostik und Therapie statt, die auch grundlegende psychosomati- 
sche Zusammenhänge berücksichtigt. Da die Erkenntnisse und 
therapeutischen Möglichkeiten der Reproduktionsmedizin in 
jüngster Zeit erheblich zugenommen haben, hat vielerorts eine 
Spezialisierung der Frauenärzte und Frauenärztinnen im Hinblick 
auf die Sterilitätsbehandlung sowohl in den öffentlichen Einrich- 
tungen als auch in den Privatpraxen stattgefunden. So werden an 
den Universitätsfrauenkliniken - zumeist in Zusammenarbeit mit 
den andrologischen Abteilungen - weitergehende Diagnose- 
schritte durchgeführt und Behandlungskonzepte angewendet. 
Insbesondere wenn es sich um nicht organisch begründbare Steri- 
lität handelt oder invasive Verfahren wie eine In-vitro-Fertili- 
sation oder ein Gametentransfer vorgesehen sind, werden auch 
Psychologen und Psychologinnen in die Therapie einbezogen. Die 
gynäkologisch-geburtshilflichen Abteilungen kommunaler Kran- 
kenanstalten beteiligen sich je nach ihrer personellen und sach- 
lichen Ausstattung an der Diagnose und Behandlung von Un- 
fruchtbarkeit. 

Da ungewollte Kinderlosigkeit auch in psychosozialer Hinsicht 
von Bedeutung ist, besteht auch ein außerärztlicher Beratungs- 
bereich für ungewollt kinderlose Menschen. So sind der Bundes- 
regierung entsprechende Beratungen bekannt vom Diakonischen 
Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland, vom Sozialdienst 
Katholischer Frauen und dem Deutschen Caritasverband, von 
dem Bundesverband der Arbeiterwohlfahrt und von den Pro 
Familie Beratungsstellen. Auch Frauengesundheitszentren, wie 
z. B. das Feministische Frauengesundheitszentrum in Frankfurt 
und das Familienplanungszentrum in Hamburg führen entspre- 
chende Beratungen durch, deren Zielsetzung eher in der Akzep- 
tanz der ungewollten Kinderlosigkeit als in deren „Beseitigung 1 ' 
liegt. 

Über den Anteil öffentlicher Einrichtungen, Privatpraxen oder 
anderer privater Einrichtungen kann nur bezüglich der In-vitro- 
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Fertilisation und des Gametentransfers bundesweit Aufschluß 
gegeben werden. In der Bundesrepublik Deutschland werden 
derzeit in 33 öffentlichen Einrichtungen und zwölf Privatpraxen 
die o. g. invasiven Sterilitätsbehandlungen durchgeführt. 

Bezüglich der Sterilitätsberatung, -diagnostik und -therapie im 
allgemeinen liegen folgende Erkenntnisse vor: 

In Baden- Württemberg sind 593 männliche und weibüche 
Fachärzte für Gynäkologie und Geburtshilfe und 55 Häutärzte 
und Hautärztinnen beschäftigt. Insgesamt verfügen 1216 Ärzte 
über die Gebietsanerkennung „Frauenarzt/Frauenärztin" und 
336 über die Gebietsanerkennung „Hautarzt/Hautärztin". 

In Nordrhein-Westfalen sind nach einer Umfrage des Ministers für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales ca. 240 Ärzte und Ärztinnen an 
der Beratung, Diagnose und Behandlung von ungewollt kinder- 
losen Paaren beteiligt. Etwa 50 gynäkologisch-geburtshilfliche 
Abteilungen an Krankenhäusern in öffentlicher und freier Träger- 
schaft sowie alle Universitätskliniken des Landes Nordrhein- 
Westfalen führen diese mit unterschiedlicher Kompetenz und 
Ausstattung durch. 


2. Welche berufliche Qualifikation haben die Personen, die die Bera- 
tung durchführen, und in wie vielen Einrichtungen ist eine Bera- 
tung bzw. ein Gespräch mit einer psychologischen Fachkraft 
Bestandteil des Diagnose- und Behandlungsprozesses? 

Überwiegend handelt es sich um Ärzte und Ärztinnen mit speziel- 
ler Weiterbildung und gegebenenfalls mit Zusatzkenntnissen in 
der Psychosomatik. Offensichtlich verfügen alle Universitäts- 
frauenkliniken mit einer speziellen Kinderwunschsprechstunde 
und Sterilitätsdiagnostik und -therapie über die Möglichkeit, 
zusätzlich Psychologen und Psychologinnen hinzuzuziehen. In 
den Beratungsstellen für Ehe- und Familienfragen erfolgt die 
Beratung in der Regel durch Sozialarbeiter und Sozialarbeiterin- 
nen oder Psychologen und Psychologinnen. 



3. Welche Diagnoseverfahren werden in der Regel, welche in speziel- 
len Fällen jeweüs bei Männern und bei Frauen durchgeführt? 

Die Diagnoseverfahren betreffen die Erhebung der allgemeinen 
Anamnese unter Einschluß der Lebensgewohnheiten, der speziel- 
len und gynäkologischen Anamnese sowie der Sexualanamnese. 

Bei Frauen: Die weniger beeinträchtigenden Untersuchungen 
umfassen die gynäkologische Untersuchung, die Zyklusbeurtei- 
lung nach Basaltemperatur, die Bestimmung verschiedener Hor- 
mone sowie bestimmte Hormontests. Es folgen sonographische 
und ggf. röntgenologische Darstellungen der inneren Ge- 
schlechtsorgane insbesondere zur Überprüfung der Eileiterdurch- 
gängigkeit. Die Betrachtung der Gebärmutterhöhle unter Zuhilfe- 
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nähme optischer Systeme wird vergleichsweise selten durchge- 
führt. Als weitestgehende invasive Methode ist die diagnostische 
Laparoskopie (Bauchspiegelung) zu nennen. In Verbindung mit 
einer Chrom opertubation der Eileiter (= Durchspülung der 
Eileiter mit einer Farbstofflösung) erbringt sie die sichersten 
Befunde über den Zustand der Eileiterfunktion. 

Bei Männern: Im Regelfall werden bei Männern kaum invasive 
Diagnostikverfahren, wie z.B. Hodenbiopsien, erforderlich. 
Zumeist beschränken sich die Diagnoseverfahren auf eine klini- 
sche Untersuchung, die Untersuchung der Samenprobe (physika- 
lisch, mikroskopisch, biochemisch und mikrobiologisch). Auch 
Hormonanalysen werden im Gegensatz zu den Frauen vergleichs- 
weise selten durchgeführt. 

Beide Partner betrifft der sogenannte Penetrationstest, bei dem 
der Muttermundschleim im Hinblick auf die Penetrierbarkeit 
durch Samenzellen überprüft wird, sowie die Bestimmung von 
Antikörpern gegen Samenzellen im Muttermundschleim und im 
Blutserum. 

Bei nicht organischer Sterilitätsursache und dringendem Kinder- 
wunsch ist eine ausgedehnte psychologische Exploration erfor- 
derlich. 


4. Gibt es Richtlinien für den Ablauf des Diagnoseprozesses, die z. B. 
eine unnötige Wiederholung von bestimmten Testmethoden 
gewährleisten sollen? 

Es gibt Hinweise für eine stufenweise Abklärung. Insbesondere 
moderne Lehrbücher der Frauenheilkunde und gynäkologischen 
Endokrinologie sowie Reproduktionsmedizin legen die sinnvollen 
Abläufe des Diagnoseprozesses ausreichend dar. Generell kann 
gesagt werden, daß die nichtinvasiven Untersuchungen den inva- 
siven Eingriffen vorausgehen müssen und daß Mann und Frau in 
die Diagnostik zur Klärung ungewollter Kinderlosigkeit einbe- 
zogen werden müssen. 


5. In welchem Prozentsatz der Fälle werden nur Frauen bzw. nur 
Männer in die Beratung, die Diagnose bzw. die Behandlung einbe- 
zogen? 

Im allgemeinen werden beide Partner in die Beratung, die Dia- 
gnostik und Therapie einbezogen. 

Wie aus der Beantwortung von Frage B 3 ersichtlich, sind bei der 
Frau zur Feststellung oder zum Ausschluß einer Sterilitätsursache 
ungleich mehr Diagnoseschritte erforderlich als beim Mann. Da 
sich auch die Behandlungsmöglichkeiten vorwiegend auf die Frau 
beziehen, werden Frauen wegen ungewollter Kinderlosigkeit 
ungleich mehr behandelt als Männer. Das gilt in Ermangelung 
kausaler Therapien bei männlich bedingter Fruchtbarkeitsstörung 
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z.T. auch r wenn die Kinderlosigkeit eindeutig durch den Mann 
bedingt ist. Zur Erläuterung wird auf die Beantwortung der Frage 
B 6 verwiesen. 


6. Welche Behandlungsmethoden zur Therapie einer herabgesetzten 
oder fehlenden Fruchtbarkeit beim Mann werden derzeit in der 
Bundesrepublik Deutschland angewandt? Zu welchen bereits 
praktizierten oder im Stadium der Entwicklung sich befindenden 
Behandlungsmethoden werden Forschungsarbeiten durchgeführt? 
In welchem Umfang werden öffentliche Mittel für solche For- 
schungsarbeiten ausgegeben? 

Behandlungsmethoden zur Therapie der herabgesetzten männ- 
lichen Fruchtbarkeit sind: Operative Verfahren, medikamentöse/ 
hormonelle Behandlungsschemata und In-vitro-Methoden wie 
z.B. Waschprozesse und Swim-up-Verfahren zur Verbesserung 
der Spermaqualität. 

Die homologe Insemination und teilweise auch die In-vitro-Fertili- 
sation und der intratubare Gametentransfer stellen Versuche dar, 
Defizite männlicher Fruchtbarkeit über die oben beschriebenen 
Therapieverfahren hinaus durch eine Behandlung der Frau auszu- 
gleichen. Sie sind im eigentlichen Sinne nicht kausal und belasten 
die Frau z. T. erheblich. 

Spezielle Forschungsvorhaben auf dem Gebiet der Andrologie 
werden derzeit in München, Göttingen, Hannover, Münster, Düs- 
seldorf, Marburg und Hamburg durchgeführt. Bezügüch der ein- 
gesetzten Mittel wird auf die Antworten zu A 5 und A 6 verwiesen. 


7. Welche Behandlungsmethoden werden bei Frauen angewandt, an 
welchen Methoden wird z. Z. geforscht, und wie hoch sind hier die 
Forschungsmittel der öffentlichen Hand? 


Für die Frau kann gesagt werden, daß sich die Behandlungsme- 
thoden im wesentlichen nach der Ursache der Störung richten. 
Mittlerweile sind Störungen der Eizellreifung bzw. der Eizellfrei- 
setzung, Veränderungen im Bereich des Gebärmutterhalses, 
Endometriose (versprengte Gebärmutterschleimhaut) im Genital- 
bereich oder eine Funktionsstörung der Eüeiter (Verklebung/ 
Verwachsung) und immunologische Sterilitätsbarrieren zu dia- 
gnostizieren und voneinander abzugrenzen. Entspechend diffe- 
renziert sind die kausalen Therapieansätze bei der Frau. Außer 
den medikamentösen, hormonellen und operativen Verfahren 
sind auch die Beratung zum Konzeptionsoptimum und die psycho- 
therapeutische Intervention zu nennen. Wie wichtig Entlastung 
vom Erwartungsdruck ist, zeigt sich daran, daß oftmals das War- 
ten auf eine Behandlung schon therapeutisch wirkt. Insbesondere 
bei idiopathischer und endokriner Sterilität ist ein solches Verfah- 
ren durchaus erwägenswert. Während die Indikation für eine In- 
vitro-Fertilisation in der Hauptsache wegen eines Eileiterscha- 
dens gestellt wird und somit eine Therapieform weiblicher Sterili- 
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tätsstörung dargestellt, ist der Indikationsbereich für eine künst- 
liche Insemination im Bereich der männlichen Fertilitätsstörung 
zu suchen. Nicht mit Sicherheit abzugrenzen ist der Indikations- 
bereich für einen intratubaren Gametentransfer. Da hierbei be- 
kanntlich offene Eileiter vorhanden sein müssen, stellt diese 
Methode nur z. T. eine Behandlungsmethode weiblicher Sterilität 
dar (möglicherweise bei Endometriose). 

Aus Bundesmitteln wird ein therapeutisches Interventionskonzept 
bei Endometriose gefördert. Das Projekt „Endometriosetherapie 
mit temperaturgeregelter, bipolarer Koagulationstechnik" wird an 
der Universitätsfrauenklinik in Essen über zwei Jahre lang mit 
insgesamt 460 369 DM unterstützt. 


8. In wie vielen Fällen werden jeweils 

a) nur die Frau, 

b) nur der Mann, 

c) beide Partner 

einer oder mehrerer Behandlungsmethoden unterzogen, und wie 

lang ist die durchschnittliche Behandlungsdauer? 

Schon aus der Beantwortung der Frage B 5 ergibt sich, daß 
grundsätzlich Mann und Frau in die Sterilitätsdiagnostik und 
-therapie einbezogen werden, allerdings in unterschiedlichem 
Ausmaß, je nach vorhegender Störung und den therapeutischen 
Möglichkeiten. Eine durchschnittliche Behandlungsdauer läßt 
sich z. Z. nicht feststellen. 

Allgemein soll sich eingebürgert haben, daß höchstens ein Jahr 
behandelt und dann eine Behandlungspause eingelegt wird, um 
dem Paar die Möglichkeit der Reflexion zu geben. Es wurden aber 
auch Behandlungszeiträume bis zu fünf Jahren genannt. Im ein- 
zelnen ist die Behandlungsdauer abhängig von den angewandten 
Verfahren. Bei invasiven Methoden wie z.B. In-vitro-Fertihsation 
sind die Behandlungen in der Regel auf drei Anwendungszyklen 
eingeschränkt. 


9. Wie hoch ist die jeweilige Häufigkeit der Anwendung der verschie- 
denen Methoden bei Männern und Frauen bezogen auf die 
Gesamtzahl der Behandlungen? 

Da die Gesamtzahl der Behandlungen bei eingeschränkter 
Fruchtbarkeit wegen der Komplexität der Störungsmöglichkeiten 
mit entsprechend zahlreichen Behandlungsansätzen nicht voll- 
ständig zu erfassen ist, kann auch nicht die jeweilige Häufigkeit 
der Anwendung verschiedener Methoden bei Mann und Frau 
darauf bezogen werden. 
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10. Welche konkreten Forschungs- und Entwicklungsarbeiten werden 
z. Z. durchgeführt an den Methoden der In-vitro-Befruchtung, der 
GIFT*) -Methode, der Tiefkühlkonservierung von Eizellen und 
Embryonen und der Embryonenspülung und von welchen For- 
schergruppen an welchen Institutionen? 

*) Gamete Intrafallopean Transfer 

Zu den genannten Themen werden von der Bundesregierung 
keine Vorhaben gefördert. An den Universitätskliniken Aachen, 
Bonn, Berlin, Erlangen, Freiburg, Göttingen, Hamburg, Hanno- 
ver, Heidelberg, Kiel, München und Münster werden im Rahmen 
einer Weiterentwicklung der Therapie Forschungsarbeiten zur 
Verbesserung der In-vitro-Befruchtung, des intratubaren Game- 
tentransfer und z.T. auch der Kryokonservierung von Eizellen 
durchgeführt. 

Neben den Vorhaben zur Methodenverbesserung gibt es Unter- 
suchungen zur Erforschung der Signale, die die Lebensfähigkeit 
und Beweglichkeit der männlichen Samenzellen steuern. 

Nach Kenntnis der Bundesregierung werden Forschung an 
menschlichen Embryonen und das Ausspülen von Embryonen in 
der Bundesrepublik Deutschland nicht durchgeführt. 


11. Welchen Anteil haben die verschiedenen, von Bundesärztekam- 
mer-Richtlinien zugelassenen Indikationen für die In-vitro- 
Befruchtung an der Gesamtzahl der IVB- Behandlungen, wie haben 
sich diese Anteile seit der ersten Wendung der IVB in der Bundes- 
republik Deutschland verändert, und sind derzeit weitere Ände- 
rungen des Indikationskatalogs vorgesehen bzw. werden sie disku- 
tiert? 


Der Hauptindikationsbereich für die In-vitro-Fertilisation ist nach 
wie vor die tubare Sterilität. Von einzelnen Behandlungszentren 
ist die Methode auch bei andrologischer, immunologischer bzw. 
ideopathischer Sterilität angewendet worden. Diese Anwen- 
dungsbereiche für die extrakorporale Befruchtung werden in 
Fachkreisen kontrovers diskutiert. Zahlenangaben sind z. Z. nicht 
erhältlich, da keine umfassenden Statistiken bestehen. 


12. Wie viele IVB-Behandlungen wurden 1986 in der Bundesrepublik 
Deutschland durchgeführt, wie viele davon entfielen auf öffent- 
liche, wie viele auf private Einrichtungen und wie viele wurden 
von den gesetzlichen Krankenkassen bezahlt? 

Nach den vorliegenden Daten einer Umfrage der Deutschen Ge- 
sellschaft zum Studium der Fertilität und Sterilität wurde 1986 in 
3 806 Fällen eine Eizellgewinnung zur In-vitro-Befruchtung 
durchgeführt (vgl. Antwort zu B 1). 

Zum überwiegenden Teil wurden diese Behandlungen in öffent- 
lichen Einrichtungen durchgeführt. Bezüglich weiterer Einzelhei- 
ten über die 36 „IVF-Arbeitsgruppen" in der Bundesrepublik 
Deutschland wird auf die Zusammenstellung in der Zeitschrift 
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Fertilität, 3 (1987) 73 bis 81 verwiesen. Eine Aktualisierung dieser 
Zahlen wurde angekündigt. 

Über die Anzahl der im Jahr 1986 zu Lasten der gesetzlichen 
Krankenversicherung durchgeführten IVF-Behandlungen liegen 
keine Daten vor (vgl. Antwort zu Frage A 7). 


13. Welche Angaben kann die Bundesregierung machen über die 
Anzahl der Frauen, die, obwohl sie in der Bundesrepublik Deutsch- 
land leben, eine IVB-Behandlung im Ausland haben durchführen 
lassen? 


Der Bundesregierung liegen darüber keine Angaben vor. 


14. Wie sind die Erfolgsraten der IVB bezogen auf die Anzahl lebend 
geborener Kinder pro Eingriff zur Eientnahme bzw. pro Embryo- 
übertragung 

a) jeweils für die einzelnen Behandlungszentren der Bundesrepu- 
blik Deutschland, 

b) für alle Behandlungszentren in der Bundesrepublik Deutsch- 
land, 

und wie sind diese Zahlen jeweils für den Zeitraum bis Ende 1984, 
für 1985 und 1986? 


Die vorliegenden Daten aus der Umfrage der Deutschen Gesell- 
schaft zum Studium der Fertilität und Sterilität zeigen die 
Schwangerschaftsraten nach einer In-vitro-Befruchtung in der 
Bundesrepublik Deutschland pro Eizellentnahme bzw. pro Em- 
bryoübettragung auf. 


Schwangerschaftsraten pro Eizellentnahme 
Schwangerschaftsraten pro Eizellentnahme 
Schwangerschaftsraten pro Eizellentnahme 

Schwangerschaftsraten pro Embryoübertragung 
Schwangerschaftsraten pro Embryoübertragung 
Schwangerschaftsraten pro Embryoübertragung 


1984 

12,0 % 

1985 

13,1% 

1986 

12,7 % 

1984 

17,4 % 

1985 

17,8% 

1986 

17,9% 


Die oben genannten Zahlen reduzieren sich um etwa ein Drittel, 
wenn nach geborenen Kindern gefragt ist, da nach klinischer 
Erfahrung von einer Fehlgeburtenrate von etwa 30 % ausgegan- 
gen werden muß. Dies hängt teilweise ursächlich mit der Behand- 
lung zusammen, wird aber auch von anderen Faktoren beeinflußt 
z.B. dem Lebensalter der Frau oder embryonalen Anlagestörun- 
gen. Diese Angaben beziehen sich auf die Behandlungszentren 
insgesamt. 


Die Ergebnisse der einzelnen Behandlungszentren variieren 
beträchtlich (zwischen 0% und ca. 30%). Sie sind einerseits von 
der personellen Ausstattung, insbesondere der Erfahrung der Mit- 
arbeiter im „Behandlungsteam" abhängig und andererseits von 
der „Auswahl 11 der Patienten, wie z. B. der Indikation zur Durch- 
führung einer In-vitro-Befruchtung, zusätzlichen Fruchtbarkeits- 
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einschränkungen beim Mann und dem Lebensalter insbesondere 
der Frau. 

Für weitere Informationen wird auf die unter B 12 auf geführte 
Publikation verwiesen. 


15. In welchen Einrichtungen in der Bundesrepublik Deutschland wer- 
den IVB -Behandlungen mit tiefgefrorenen Eizellen, Embryonen 
oder Spendersamen gemacht? Wo wurden bereits IVB-Behandlun- 
gen mit gespendeten Eizellen durchgeführt, in wie vielen Fällen 
und welche Frauen haben die Eizellen gespendet? Ist der Bundes- 
regierung bekannt, ob solche Behandlungen an Personen aus der 
Bundesrepublik Deutschland im Ausland vorgenommen wurden? 


I VF- Behandlungen mit unbefruchteten tiefgefrorenen Eizellen 
werden in Einzelfällen an den Universitätsfrauenkliniken in Bonn 
und Erlangen durchgeführt. 

Nach Auskunft der Bundesärztekammer werden IVF-Behandlun- 
gen mit tiefgefrorenen Embryonen in der Bundesrepublik 
Deutschland grundsätzlich nicht mehr durchgeführt. In Erlangen 
werden jedoch die aus den Anfängen der Behandlung mittels IVF/ 
ET-stammenden tiefgefrorenen Embryonen den genetischen 
Müttern implantiert und damit den biologischen Elternpaaren 
zurückgegeben. 

Unabhängig davon werden befruchtete Eizellen im Vorkern- 
stadium vor einem geplanten Embryotransfer kryokonserviert. 

IVF-Behandlungen mit gespendeten Eizellen werden in der Bun- 
desrepublik Deutschland nicht durchgeführt. Über IVF Behand- 
lungen mit tiefgefrorenen Spendersamen ist nicht berichtet 
worden. 

Ob solche Behandlungen an Personen aus der Bundesrepublik 
Deutschland im Ausland vorgenommen wurden, ist nicht be- 
kannt. 


16. Sind der Bundesregierung Forschungsarbeiten zu den psychischen 
und physischen Langzeitfolgen einer IVB-Behandlung für die 
behandelten Frauen bzw. für ihre Kinder bekannt, wenn ja, wie 
sind die Ergebnisse dieser' Studien und wie werden sie von der 
Bundesregierung beurteüt, und wenn nein, sind solche Studien in 
der Bundesrepublik Deutschland geplant und wird die Bundes- 
regierung sie unterstützen? 


Bisher liegen keine systematisch gewonnenen Erkenntnisse zu 
den psychischen und physischen Langzeitfolgen der IVF-Behand- 
lung vor. 

Die vorhandenen wenigen retrospektiven Studien in der Bundes- 
republik Deutschland haben sich mit den Kurzzeitfolgen der In- 
vitro-Befruchtung beschäftigt und nachgewiesen, daß die körper- 
lichen und seelischen Belastungen während der Behandlung sich 
auch noch nach Behandlungsende in Streßsymptomen äußern. 
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Nach den vorliegenden weltweit gesammelten Daten ist bei den 
in vitro gezeugten Kindern keine erhöhte Mißbildungsinzidenz 
nachzuweisen. Das Geschlechterverhältnis ist ausgeglichen. In- 
wieweit sich die erhöhte Mehrlingsrate verbunden mit Frühge- 
burtlichkeit für die Kinder negativ auswirkt, kann für die Bundes- 
republik Deutschland angesichts des relativ kleinen Kollektivs 
nicht beurteilt werden. 

Derzeit werden von der Bundesregierung Forschungsarbeiten zu 
den psychischen und physischen Langzeitfolgen bei einer In- 
vitro-Befruchtung nicht gefördert. 

Im Hinblick auf die Abklärung der Risiken dieser Behandlungs- 
methode könnten solche Forschungsarbeiten u. U. gefördert 
werden. 


17. Von welchen Universitätskliniken, sonstigen Krankenhäusern, 
ärztlichen Privatpraxen oder anderen privaten Einrichtungen in 
der Bundesrepublik Deutschland werden jeweils Samenbanken 
zur Aufbewahrung tiefgefrorenen Humanspermas unterhalten? 

Soweit mit dem Begriff „Samenbank" lediglich eine Einrichtung 
zur Aufbewahrung von Humansperma, etwa von krebskranken 
Männern gemeint ist, das vor einer die Fruchtbarkeit einschrän- 
kenden Behandlung konserviert werden soll, sind eine Reihe von 
Einrichtungen vorhanden. 

Hingewiesen wurde insbesondere auf die „Cryo-Bank" der Firma 
Messer- Griesheim GmbH in Krefeld, die auf der Grundlage von 
Verwahr-Verträgen Aufbewahrungen vornimmt. Darüber hinaus 
sollen eine Reihe von Universitätskliniken, Privatkliniken und 
Ärzten, die Methoden der künstlichen Befruchtung anwenden, 
Sperma aufbewahren. 

An Universitätskliniken werden keine Samenbanken zum 
Zwecke heterologer künstlicher Befruchtung unterhalten. Es 
haben jedoch private Kliniken und Ärzte, die heterologe Insemi- 
nationen durchführen, auch z. B. die Einrichtung Pro Familia in 
Bremen, kleine Depots von Spendersamen zur Behandlung von 
Patienten angelegt. 


18. In welche dieser Einrichtungen werdert die gelagerten Samen- 
proben 

a) zu wissenschaftlichen Zwecken, 

b) zur aktuellen klinischen Behandlung, 

c) im Rahmen einer Langzeitlagerung zur sogenannten Zeu- 
gungsvorsorge, 

d) oder zu anderen Zwecken 

gelagert und/oder verwendet, und in welchen Fällen geschieht 
dies auf kommerzieller Basis bzw. gegen Gebühr? Wie hoch ist 
dabei der jeweilige Anteil dieser verschiedenen Verwendungs- 
zwecke an der gesamten Tiefkühlkonserviejung? 

Im wesentlichen wird auf die Antwort zu Frage B 17 verwiesen. 
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In geringem Umfang werden Spermakonserven für wissenschaft- 
liche Zwecke verwendet. 

Die Gebühr zur Lagerung von Humansperma im Rahmen der 
Zeugungsvorsorge beträgt etwa 400 DM pro Jahr, sofern die 
Lagerung auf Wunsch des Patienten in einem kommerziellen 
Zentrum erfolgt. 


19. Wer sind Benutzer oder Kunden dieser Hinrichtungen, werden 
Samenproben dieser Einrichtungen ausgetauscht, und wie sind 
dabei die medizinischen, juristischen und ökonomischen Bedin- 
gungen geregelt? 

Der Bundesregierung liegen hierzu keine detaillierten Erkennt- 
nisse vor. 

Allgemein kann gesagt werden, daß eine prophylaktische 
Spermakonservierung als Zeugungsvorsorge bei absehbarem 
Verlust der Zeugungsfähigkeit, wie z. B. durch Tumoren, Zytosta- 
tika, Röntgenbestrahlung oder vor Durchführung einer Vasek- 
tomie erfolgt. 

Die Benutzung ist durch Verträge geregelt. Der Patient muß in der 
Regel die Lagerungsgebühren selbst tragen. 

Nähere Angaben liegen lediglich aus Bremen vor. Dort wird bei 
Pro Familia gelagerter Samen ausschließlich für die heterologe 
Insemination bei dieser Einrichtung verwendet. Die medizinisch 
relevanten Daten der Samenspender sowie die Samenunter- 
suchungsbefunde werden kodiert und anonym dokumentiert. 
Samenspender erhalten pro Samenspende 25 DM als Aufwands- 
entschädigung. Die Kosten für die heterologe Insemination betra- 
gen 2 000 DM für einen Zeitraum von maximal sechs Zyklen, in 
denen eine Insemination vorgenommen wird. 


20. Inwieweit gibt es Pläne, einen organisatorischen Verbund - etwa 
wie CECOS in Frankreich oder die Anbindung an die American 
Association of Tissue Banks in den USA - solcher Einrichtungen in 
der Bundesrepublik Deutschland zu schaffen, und wie beurteilt die 
Bundesregierung ein solches Vorhaben? 


Pläne zur Herstellung eines organisatorischen Verbundes sind der 
Bundesregierung nicht bekannt. Auch die Zentrale Kommission 
der Bundesärztekammer hat von entsprechenden Vorhaben keine 
Kenntnis. 

Die Bundesregierung plant ein gesetzliches Verbot von Ei- und 
Embryospende. Ein Verbot heterologer Befruchtung wird geprüft. 
In jedem Fall sollen Samenbanken verboten werden, bei denen 
Interessierte mittels Katalog eine Auswahl treffen können. 


26 



Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2238 


2 1 . Gibt es in der Bundesrepublik Deutschland in ähnlicher Weise eine 
Lagerung von unbefruchteten Eizellen oder von befruchteten 
Eizellen bzw. Embryonen, wenn ja, wo, in welchen Mengen und 
wer hat Zugang zu diesen Zellen? 


Es wird auf die Antwort zu Frage B 20 verwiesen. 


22. Sind der Bundesregierung Forschungs- oder Beratungsprojekte 
bekannt, die das Ziel haben, ungewollt kinderlose Menschen 
andere Hilfestellungen zu bieten als medizinisch-technische Ein- 
griffe wie IVB oder künstliche Befruchtung? Wie beurteüt die 
Bundesregierung solche Maßnahmen, und in welcher Weise wird 
sie sich bemühen, sie ggf. zu unterstützen? 


Die Bundesregierung hat nach einer grundsätzlichen Aussprache 
im Kabinett zu Fragen der künstlichen Befruchtung beim Men- 
schen am 10. Februar 1988 festgestellt, daß die künsthche 
Befruchtung wegen der vielfältigen Probleme nicht als gleichwer- 
tige Alternative zur natürlichen Zeugung angesehen und prak- 
tiziert werden dürfe. Sie hat darauf hingewiesen, daß Stärkung 
der Eigen Verantwortung, präventive und therapeutische Maßnah- 
men zur Vermeidung und Behebung von Fruchtbarkeitsstörungen 
unbedingten Vorrang haben. 

Aus mehreren Bundesländern wurde mitgeteilt, daß Beratung und 
Therapien - wenn auch zum Teil gegen Bezahlung - für unge- 
wollt kinderlose Frauen und Männer angeboten werden. An der 
Universität Marburg z.B. erfolgt bei Ehepaaren mit nichtbehan- 
delbarer Sterilität eine psychotherapeutische Begleitung zur 
Akzeptanz der Kinderlosigkeit und zur Adoption. In dem Bericht 
wird angemerkt, daß Therapie bei einem sterilen Ehepaar nicht 
nur der Erfüllung des Kinderwunsches dient, sondern auch in 
vielen Fällen gleichzeitig Heilung bzw. Linderung einer Gesund- 
heitsstörung darstellt. Eine andere Einrichtung in Frankfurt bietet 
eine anteilnehmende Beratung auch auf psychologischer Grund- 
lage für die ungewollt kinderlose Frau an. 

Die kirchlichen Träger, das Diakonische Werk, der Sozialdienst 
Katholischer Frauen und die Arbeiterwohlfahrt beraten in Einzel- 
fällen bei dem Problem der ungewollten Kinderlosigkeit. Es gibt 
jedoch bisher kein gezieltes Beratungsangebot für ungewollt kin- 
derlose Menschen. 

Die Bemühungen und Hilfen sind entweder auf die Adoption 
eines Kindes oder darauf ausgerichtet, mit der Tatsache fertig zu 
werden, daß die Ehe kinderlos bleibt und Lebensperspektiven für 
ein sinnvolles Leben ohne eigene Kinder zu gewinnen sind. Es 
wird beobachtet, daß ungewollte Kinderlosigkeit heute schwerer 
ertragen wird als früher. Es wird damit begonnen, das Thema 
„Kinderwunsch - Kinderlosigkeit" zu thematisieren. 

Die Bundesregierung begrüßt grundsätzlich jede psychosoziale 
Hüfeleistung bei Kinderlosigkeit. Erfolgversprechende konkrete 
Projekte wird sie wohlwollend prüfen. Eine Analyse der bestehen- 
den Beratungssituation wird angestrebt. 
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23. Halt die Bundesregierung es für notwendig, eine Prüfung der 
medizinischen Eignung, der Sozialverträglichkeit und der Kosten- 
Nutzen-Relation von verschiedenen Methoden zur Behandlung der 
Unfruchtbarkeit vor deren praktischen Einsatz durchzuführen? 
Beabsichtigt sie eine solche Prüfung von medizinischen Verfahren 
(etwa wie das Zulassungsverfahren für Arzneimittel) einzuführen 
und eventuell auch bereits eingeführte Methoden einer nachträg- 
lichen Prüfung zu unterziehen, wenn nicht, mit welcher Begrün- 
dung lehnt sie eine derartige Prüfung ab? 


Die Bundesregierung hat gegen einen unkritischen Einsatz der 
Methoden der künstlichen Befruchtung grundsätzliche Bedenken. 
Dies geht aus dem gemeinsamen Bericht des Bundesministers der 
Justiz, des Bundesministers für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit und des Bundesministers für Forschung und Techno- 
logie zur Fortpflanzungsmedizin und aus dem Beschluß der Bun- 
desregierung vom 10. Februar 1988 hervor. Die Bundesregierung 
stellt das Kindeswohl vor den Kinderwunsch. Sie bemüht sich 
deshalb um einschränkende Regelungen im Bundes- und Landes- 
recht. Die Bund-Länder- Arbeitsgruppe Fortpflanzungsmedizin 
erarbeitet zur Zeit ein Gesamtkonzept des staatlichen Handlungs- 
bedarfs sowie Vorschläge zu dessen Umsetzung. 


C. Forschung an Embryonen und Föten 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die bisherige Arbeit der „Zen- 
tralen Kommission der Bundesärztekammer zur Wahrung ethischer 
Grundsätze in der Forschung an menschlichen Embryonen" (i. F. 
Ärztekammer-Kommission), und reicht diese Kommission aus als 
Instanz zur Kontrolle der Embryonenforschung? 

Die Zentrale Kommission der Bundesärztekammer nimmt ihre 
Aufgaben zur Begrenzung sowie Kontrolle der Forschung an 
menschlichen Embryonen entsprechend den „Richtlinien der 
Bundesärztekammer zur Forschung an frühen menschlichen 
Embryonen" wahr. Sie hat im Mai 1987 den ersten Bericht über 
ihre Arbeit gegeben und darin über die Begutachtung einzelner 
Vorhaben berichtet. Der Bericht liegt vor und ist bei der Bundes- 
ärztekammer zugängig. 

Die Zentrale Kommission arbeitet im Rahmen der bisherigen 
gesetzlichen Grenzen. 

Die Bundesregierung wird in Kürze einen Gesetzentwurf vor- 
legen, wonach die gezielte Erzeugung von Embryonen und die 
Gewinnung von Embryonen durch Ausspülung zu Forschungs- 
zwecken strafrechtlich verboten wird. Dies gilt auch für die Erzeu- 
gung von Vorkernstadien zu Forschungszwecken. Die Forschung 
an Embryonen, auch an solchen, die nicht übertragen werden 
können, wird ebenfalls strafrechtlich verboten werden. 


2. Ist die Bundesregierung laufend unterrichtet worden über die 
Arbeit der Kommission seit der Abgabe des Tätigkeitsberichts für 
1986, und wenn ja, welche Anträge auf Genehmigung von 
Embryonenforschung sind 1987 bei der Kommission eingegangen 
und wie sind sie behandelt worden? 
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Ihrer Satzung entsprechend gibt die Zentrale Kommission einmal 
jährlich einen Bericht ab. Der Bericht für das Jahr 1987 wird in 
Kürze erwartet. 


3. Sind inzwischen von der Kommission Ausnahmen zum „grundsätz- 
lichen Verbot der Zeugung menschlicher Embryonen mit dem Ziel 
der Verwendung zu Forschungszwecken" gemacht worden, und 
wenn ja, für welche Forschungsarbeiten? 


Von der Zentralen Kommission sind Ausnahmen vom grundsätz- 
lichen Verbot nicht gemacht worden. 


4. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß Embryonenforschung in 
gewissen Fällen erlaubt sein soll (wie die Ärztekammer-Richt- 
linien, ebenso wie es der Entwurf eines Embryonenschutzgesetzes 
vom Bundesjustizminister vorsieht), obwohl die Notwendigkeit sol- 
cher Experimente „von der Wissenschaft unterschiedlich beurteilt" 
wird (zitiert nach dem Bericht der Benda-Kommission)? 


Das Bundeskabinett hat sich in seiner Sitzung am 10. Februar 
1988 für ein strafrechtliches Verbot der Erzeugung wie der Ver- 
wendung menschlicher Embryonen zu Forschungszwecken aus- 
gesprochen. 


5. Ist die im Bericht der Ärztekammer-Kommission von 1986 ange- 
kündigte Umfrage bei allen reproduktionsmedizinischen Zentren 
der Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen? Wenn ja, an wel- 
chen Zentren findet Embryonenforschung statt, wo ist sie geplant, 
um welche Fragestellungen geht es und inwieweit werden Ärzte- 
kammer- Richtlinien eingehalten, wenn nein, wann ist mit den 
Ergebnissen zu rechnen? 


Der Bundesregierung liegen keine Informationen vor, daß For- 
schungsarbeiten an menschlichen Embryonen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland durchgeführt werden, noch ist ihr bekannt, daß 
solche Vorhaben geplant sind. 

In Kenntnis der wenigen Zentren, die in der Lage sind, Forschung 
zur Verbesserung der In-vitro-Fertilisation mit Embryotransfer 
durchzuführen und aufgrund von Besuchen in den Zentren geht 
die Bundesärztekammer davon aus, daß eine strikte Einhaltung 
der Richtlinien erfolgt. Das Ergebnis der 1986 angekündigten 
Umfrage bei allen reproduktionsmedizinischen Zentren in der 
Bundesrepublik Deutschland hegt noch nicht vor, die Umfrage ist 
aber nach Auskunft der Bundesärztekammer durchgeführt wor- 
den und das Ergebnis wird Teil des in Kürze erscheinenden 
Jahresberichts der Zentralen Kommission für 1987 sein. 
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6. Sind die ebenfalls im Bericht angekündigten Besuche in For- 
schungszentren von der Kommission durchgeführt worden, wenn 
ja, mit welchem Ergebnis, und waren diese Besuche bei den For- 
schungsinstitutionen vorher angemeldet worden? 


Das Ergebnis der Besuche in drei reproduktionsmedizinischen 
Zentren wird im Jahresbericht 1987 der Zentralen Kommission 
niedergelegt sein. Dassen Übermittlung wird erwartet. 


7. Die Bundesärztekammer-Kommission unterscheidet bei der Beur- 
teilung eines Forschungsantrags (Bericht 1986) zwischen eher 
beobachtend/analytische Untersuchungen (z. B. mit zytogeneti- 
schen Verfahren, unter Verwendung von licht- und elektronenmi- 
kroskopischen Methoden) und „verändernde Experimente " . 

Inwieweit wird diese Unterscheidung bei der Anwendung der 
Richtlinien und der Genehmigung von Embryonenversuchen an- 
gewandt? Hält die Bundesregierung diese Unterscheidung für 
zulässig und sachgerecht, angesichts der Tatsache, daß z. B. auch 
bei einer mikroskopischen Untersuchung die Embryonen zerlegt, 
verändert oder zerstört werden, und sollten dennoch solche Unter- 
suchungen nicht unter der von der Bundesregierung verwendeten 
Definition von Embryonenforschung fallen? 


Die Bundesregierung plant entsprechend dem Kabinettbericht zur 
künstlichen Befruchtung vom 10. Februar 1988 die fremdnützige 
Verwendung menschlicher Embryonen zu verbieten. Zu einer 
derartigen fremdnützigen Verwendung zählt insbesondere auch 
die Forschung. 


8. Welche Forschungsarbeiten werden in der Bundesrepublik 
Deutschland derzeit durchgeführt zur Verwendung fötaler oder 
embryonaler Zellen oder Organe für eine Übertragung in den 
Körper von Kindern oder Erwachsenen? 


Forschungsarbeiten zur Verwendung fetaler oder embryonaler 
Zellen oder Organe für eine direkte Übertragung in den Körper 
von Kindern oder Erwachsenen sind in der Bundesrepublik 
Deutschland nur in einem Fall bekannt. Hierbei handelt es sich 
um die Entnahme von Nieren anencephaler Neugeborener zu 
Transplantationszwecken an der Universitätsklinik in Münster. 


9. Werden in der Bundesrepublik Deutschland Experimente gemacht, 
die auf die Bestimmung des Geschlechts eines in vitro-befruch- 
teten Embryos vor der Rückübertragung abzielen, wie bereits von 
Forschungsgruppen in Großbritannien und Frankreich berichtet, 
und wie beurteüt die Bundesregierung solche Versuche? 


Die Zentrale Kommission der Bundesärztekammer hat keine 
Kenntnis von Experimenten der genannten Art. Die Bundesärzte- 
kammer hat darauf hingewiesen, daß im Bereich der Humangene- 
tik bereits Vorsorge gegen eine mißbräuchliche Verwendung des 
Wissens über ein Geschlecht getroffen worden ist. Nach einem 
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Beschluß der Ethik-Kommission der Gesellschaft für Anthropolo- 
gie und Humangenetik aus dem Jahr 1985 soll das Geschlecht erst 
jenseits der 14. Schwangerschaftswoche mitgeteilt werden. 

Die Bundesregierung sieht vor, gezielte Maßnahmen zur 
Geschlechtswahl bei künstlicher Befruchtung grundsätzlich straf- 
rechtlich zu verbieten. 


10. Hält die Bundesregierung strenge Richtlinien oder ggf. Verbote im 
Bereich der Forschung an Säugetierembryonen für notwendig, 
angesichts der Tatsache, daß Forschungsergebnisse und Tech- 
niken, die dort entwickelt werden u. U. sehr leicht auf menschliche 
Embryonen übertragen werden könnten, beispielsweise bei der 
Manipulation der Erbanlagen von Keimbahnzellen? 


Zur Beantwortung des letzten Teils der Frage wird auf die Ant- 
wort zu Frage C 4 verwiesen. 

Mißbrauchsmöglichkeiten von Forschungsergebnissen allein 
rechtfertigen es nicht, flächendeckend jegliche Forschung zu ver- 
bieten. Aus dem Bereich der Forschung an Säugetierembryonen 
sind u. a. wichtige Erkenntnisse zur Entwicklungsbiologie zu 
erwarten. Solche Forschungsergebnisse können über die Embryo- 
logie hinaus für den ganzen Bereich der Humanmedizin wertvolle 
Erkenntnisse liefern. 


\ 


11. Welche Untersuchungen werden heute an Embryonen oder Föten 
nach einer Fehlgeburt durchgeführt, und was ist das Ziel solcher 
Untersuchungen oder Experimente? Wie ist in diesem Zusammen- 
hang § 3 Abs. 2 des Entwurfs eines Embryonenschutzgesetzes 
gemeint, in dem Experimente oder Einwirkungen auf Embryonen 
oder Föten verboten werden, sofern sie „nicht aufgrund des voran- 
gegangenen Abortus geboten sind", und in welchem Umfang wer- 
den welche Experimente gegenwärtig in solchen Fällen durch- 
geführt? 

Embryonen und Feten werden nach einem Abort auf mögliche 
Ursachen der Fehlgeburt untersucht. Zu dieser Aufklärung der 
Abortursache gehört, besonders auch im Hinblick auf spätere 
Schwangerschaften, die Abklärung von fetalen Erkrankungen 
sowie plazentare Anlagestörungen mit morphologischen, bioche- 
mischen und chromosomalen Untersuchungsmethoden. Diese 
Untersuchungen entsprechen der Obduktion eines Verstorbenen 
zur Aufklärung einer ungeklärten Todesursache. 

Nach einem Schwangerschaftsabbruch erfolgt lediglich eine 
histologische Abklärung des Abradates zur Feststellung fetalen 
bzw. plazentaren Gewebes. 

§ 3 Abs. 2 des Diskussionsentwurfes bezieht sich nicht auf bereits 
verstorbene Embryonen und Feten. 
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